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Der neue Schweizerische Republikaner.
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Samstüg, den 7 Febr. 1801. Viertes Quartal. Den 18 Pluviôse IX.

Gesetzgebender Rath» 14. Jan.
Fortsetzung.

(Beschluß des Dekrets, betreffend den Verkauf eines

demKlost.r Neu St. Johan zuständigen Wirthshauses.)

Ja Erwägung, daß die Bezahlung verschiedener

Schulden dieses Klosters die Veräusserung eines Theils
seiner Besitzungen erheischt — beschließt:
Der Vollzichungsralh ist bevollmächtigt, das dem

Kloster Neu St. Johann im Canton Linth zustän-

dige und bey demselben liegende Wirthshaus nebst

einer kleinen Wiese, nach Vorschrift des Gesetzes

vom z. Zenner »Zoo versteigern zu lassen.

Folgende Botschaft wird verlesen und an die Finanz»

commißion gewiesen:

B. G. Verschiedene nicht unbeträchtliche Vorschüsse,

welche das Nationalschatzamt bey Verleguna des Re»

giaungssitzes von Luzcrn nach Bern, zur Bestreitung
der Transportkosten der Archive und Meuble» der Vollz.
Gewalt, und nachher zur Bestreitung von Druck, und
andern Kosten, dem Bureau derselben gemacht hat,
And zu berichtigen, und mehrere Ausgabe» für die

lmiffendcn Bedürfnisse ihrer Canzley, deren Beftiedi»

Mg nicht länger verschoben werden kann, fodcrn
einen Zuschuß von baarcm Geld. Damit nun sowohl

jene Schuld an das Nationalschatzamt abgetragen,
als diese Ausgabe» bestrilten werden können, ladet Sie
der Vollz. Rath ein, ihm zum Behufe seiner Canzley
einen Credit von 12000 Franken zu eröffnen und die»

sen Gegenstand in schleunige Berathung zu ziehen.

Folgendes Gutachten der Polizeycommißion wird in
Berathung genommen:

B. Gesetzgeber! Nach dem von Ihnen erhaltenen

Auftrag, hat Ihre Polizeycominißion die Bemerkungen

des Vollz. Raths über den Gesetzvorschlag, die Bitt«
schriften betreffend, in Berathung gezogen,

Sie hat erstlich gefunden, daß die Bemerkungen des

Vollz. Raths über die Unvollständigkeit des und 6.
Artikels richtig seyen, und schlägt Ihnen diesem Sinne
nach, diese beyden Artikel nunmehr folgendermaßen
abgeändert vor:

A r t. 5. Alle Bittschriften von öffentlichen Behör,
den, von eingerichteten und anerkannten Corporation?»
»nd Gesellschaften, sollen von dem Präsidenten und
Schreiber derselben unterzeichnet seyn. Die Bittschrif»
ten von ganzen Gemeinden sollen von allen Mitgliedern
der Munizipalität unterschrieben seyn, und in denselben

der Tag der GcmcindSvcriammlung, in welcher sie be-

schloffen worden, gemeldet werden.

Art. 6. Die Bittschriften von mehren einzelne»

Bürgern und ganzen Gesellschaften solcher Bürger,
welche gemeinschaftlich eigene Angelegenheiten haben,
müssen wenigstens von zwey Theilhabern und dein Ab-
fasser der Schrift unterschrieben seyn.

Die gegen die Wiederholung der Bittschriften vorge-
schlagenen Verfügungen, schienen der Mehrheit Ihres
Commißion andere und grössere Schwierigkeiten nach

sich zu ziehen, als diese Wiederholungen selbst, welche

ohnehin nach und nach abnehmen, und bey einer bc,

ständigen Slaatseinrichtung gewiß sehr selten seyn

werden.,
Das ncmliche fand Ihre Commißion bey dem Vor»

schlag zum 10. Artikel.
Hingegen die Bemerkung des Vollz. Raths über den

Mißbrauch, den einzelne Bürger mit den Namen der

Gemeinden treiben, schien Ihrer Commißion wichtig
uns eine Verfügung dagegen nothwendig, darum

schlägt sie Ihnen nach dem »2. Artikel einen neuen

Strafarlikcl vor.

»
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Der iz. Art. würde demnach hcissen:

Diftenigcn Bürger, welche sich erfrechen würden,

Bittschriften im Namen ganzer Gemeinden ohne Auf-

trag und dem 5. Art. gegenwärtigen Gesetzes zuwider,
zu unterzeichnen und einzugeben; so wie überhaupt alle

die, welche bey Unterzeichnung und Eingebung von

Bittschriften, falscher Namen sich bedienen würden,
sollen als Verfälscher (t'ärü) angesehen und^drstraft

werden.
Der Gesetzvorschlag wird hierauf in folgender Ab-

sassung zum Gesetz erhoben. (Wir haben dasselbe be-

reitS geliefert S- y??-)
Folgende Botschaft wird verlesen und an die Crimi-

nalgesetzgebungs- Commission gewiesen:

B. G. Der Vollz. Ausschuß hat im Lansse vorigen

Jahres eine Botschaft an die gesetzgebenden Räthe über-

schickt, in welcher er eine Vorstellung des obersten Ge-

richtshofs über einen Mangel der gegenwärtigen pein-
lochen Instizpstcge unterstüzle.

Der grosse Rath wies diese Sache mit einer Tages-
ordnungs-Erklärung ab.

Der oberste Gerichtshof erneuert nunmehr beym

Vvllz. Naih seine damalige Vorstellung über den neu?-

lichen Gegenstand, welchen der Vollz. Rath seiner

sorgfältigen Prüffung unterwarf.
Die Gründe, die den grossen Rath zur Abweisung

dieses Gegenstandes bewogen, sind in allgemeiner Rück-

ficht richtig. Ein Gerichtshof soll über einen Ange-
klagten entscheiden, ob er des beschuldigten Verbrechens

schuldig sey oder nicht? Eine Mitteleutscheidung ist

Nicht zuläßig, da wo die Verführung einer peinlichen

Prozedur nach bestimmten Gesetzen geschieht.

Der ehmalige Criminalprozeßgang hat aber in Heb
vetien durch neuere Gesetze wesentliche Abänderungen

erlitten, ohne daß diesem zufolge ein neuer Prozeßgang
aufgestellt wurde. Daher entstehen auch viele Collisions-

fälle, zu deren Hebung eine einstweilige Verfügung
nöthig wird.

Der ehmalige Prozcßgang beruhte ans dem Gründ-
satz daß der Beklagte nur dann bestraft werden könne,

wenn er die That bekennt, und dieselbe begangen zu ha-
den überwiesen wird. Das Selbstbekenntnis; wird nun
nicht mehr als eine wesentliche Bedingniß des Urtheils
gefedert also daß der vollgültige Beweis desto strenger

geführt werden muss Dieses erschwert um so mehr'
die Ausübung des Richtcramts, als die Gerichte auf
einem höchstmöglichen Grad moralischer Ueberzeugung
keine Rücksicht nehmen dürfen, die doch bey den ehe-

maligen Gerichten zu ausserördentlichen Straffen Anlag
gab.

Der oberste Gerichtshof hat mehrere Fälle angezeigt,
und die Gründe auseinandergesss, die eine gesetzliche

Verfügung zu erfsdcm scheinen, wodurch die Gerichte

begwältigt würden, einen Beschuldigten in die Gefaii,
genschasts- und Prozeßlüsten zu verfallen, wenn aus

Abgang juridischer Beweise ein solcher moralischer Be.
weis der Schuldigkeit auf ihm hasten würde, der ein

solches Urtheil rechtfertigen könnte. "

Da der Voll;. Rath Ihnen B. G. das Schreibe»
des obersteil Gerichtshofs übersendet, ladet er Sie ei»,

diesen Gegenstand Ihrer reisten Prüffang zu unterwerf-

ftn und bis zur Einführung eines bestimmten peinlichen

Prozeßgangs, eine Verfügung zu treffen, die die ge-

genwärlige Crimmalordmmg nothwendig macht.

Dev Ob. Gerichtshof an den Vollz, RatH5-

B. Vollz. Räthe! Schon unterm 24, May lezthin

glaubten wir die damalige vollziehende Gewalt auf eine»

wesmllichen Mangel unserer peinlichen Iustizpflege auf-

mcrksam machen und zu Abhelfung desselben ausserdem

zu müssen. Wir sagten damals dem Vollz. Ausschuß,

es ereigne sich zum öftern der Fall, daß zwar gegen

einen Delinquenten der Beweis des begangenen Perdre-

chens nicht mit juridischer Strenge geführt werden

könne, daß aber nach dem höchst möglichen Grad mo-

ralischer Ueberzeugung des Richters, ein äusserst starker

Verdacht auf demselben liegen bleibe. So sind uns

zum Beyspiel schon mehrere Fälle vorgekommen, wo

ein Inquisit durch die übereinstimmende Denunciation
mehrerer Mithasten die Aussage eines Zeugen, die

in seinen Verhören sich ergebenden Widersprüche und

andere sich in der Prozedur vorsindende Umstände, den

höchsten àad des Verdachts auf sich lud, dennoch aber

wegen Mangel des öfters schwer zu führenden vcllstän-

digen juristischen Beweises, losgesprochen werden mußte.

Wir bemerkten fernerhin, bey der'mangelhaften Orga-
nisation der Criminal-Iustizpssge und den dem gänzlichen

Stillschweigen der Gesetze über diesen Geg,»stand, könne

der Richter nicht mehr, wie es ehedess'n geschah, die

Sache Gott und der Zeit anheimstellen, den Dclm-

quenten aber zu Bezahlung der Prozeß- und Gcfan«

genschastskosten anhalten, sondern es müsse dem vcr-

schmissen und anst dreistem Läugnen beharrenden In-
quisiren äusserst leicht fallen, sich eine vollkommene

Slraswsigkelt zuzusichern, und durch sine künstlichen

Wendungen dem Staat die öfters sehr beträchtliche
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Kosten der Prozedur und der Gefangenschaft aufzubürden, l

Unsere Bemerkungen wurden durch den Vollz. Ausschuß,

dessen gänzliche Bcystimmung sie erhielten, dem ehcma-

ligen Gr. Rath Übermacht, allwo sie aber, wie wir
glauben müssen, mißverstanden und daher mit einer

Tagesordnung abgewiesen wurden.

B- Voll;. Räthe Heute nöthigen uns die sich im,
mcr mehr häufenden Fälle dieser Art und die Betrach-

timg der sowohl für den Staat als jedes Mitglied des-

Men zu befürchtenden nachteiligen und bedenklichen

Folgen, wenn diesem Mangel unserer Criminal-),,,«;»
pßege nicht vorgehogen wird, unsere Bemerkungen zu

wiederholen, und Euch dringend die Nothwendigkett

à Verfügung über diesen Gegenstand an das Her;
zu legen.

-Wenn es nun den reinen Grundsätzen der Gercchtig.
keil kem-Swcgs zuwider scheint, daß zwischen einem

Angeklagren, der vollkommen schuldlos erfunden wor-
den, und jenem, der freylich des Verbrechens nicht

juristisch überwiesen ist, auf welchem jedoch ein hoher

Verdacht zurückbleibt, ein wesentlicher Unterschied start

habe, so glauben wir aus den oben angeführten Grün-
den, daß eine gesetzliche Verfügung hierüder nvthwen-

dig sey.

Der oberste Gerichtshof ist weit davon entfernt,
straffen zu wollen, wenn das Verbrechen nicht volistäu-

dig bewiesen ist; hingegen glaubt er, der Richter könne

den, welcher durch sein Benehmen dem Staat hinrei-
chenden Verdacht gegeben, daß er schuldig sey, wenn

schon seine Schuld nicht vollständig bewiesen ist, nicht

in eine ausserordeuliiche Straffe, doch aber in dicjeni-

gèn Kosten verfallen, zn denen er durch sein Benehmen

Anlaß gegeben, wenn man nicht du, cnlgegengcftzten

Satz annehmen will, daß der Staat gegen jeden, der

des Verbrechens nicht juridisch strenge überwiesen wäre,

ungeachtet des stärksten Verdachts, in die Kosten ver-

fällt werden müsse.

(Die Fortsetzung folgt.)

Vol! zteh u n g sr a t h.

Beschluß vom ;o. Jen.
Der Voll;. Rath, nach angehörtem Bericht seines

Justizminisiers, über das Zeituagsdlait: der helve-
t i s che Zuschauer, und besonders über das N. z

twm 2y. Jcnner nZai»
In Erwägung, daß die Handhabung der öffentlichen

Ruhe, die Erscheinung von Tagblällern nicht gestatte»
käu»,, deren-Absicht-dahingeht,, den Parcheygclst zu

unterhalten, die gestzliche Ordnung zu stöhrcn, und das

Ansehen der Beamten zu zernichten, beschlicßr :

1. Das unter dem Titel: helvetischer Zu-
schauer, in Been herausgegebene Tagdlatt ist

unterdrükt.

2. Der Regierungsstatthalter des Cantons Bern wird
darauf wachen, daß dieser Beschluß nicht durch die

Erscheinung eines andern Blattes unter verändertem

Titel, in dem nemüchm Geist und von dem nemll-
chcu Versass r geschrieben, vereiteli werde.

z. Der Minister der Justiz und Pölizey ist' mit der'
Vollziehung des gegenwärtigen Beschlusses bcauf-

trag!, der in den öffentlichen Blättern kund gc-
macht, und in das Tagbkatt der Beschlüsse einge-
rükt werden soll.

Folgen die Unterschriften.

Kleine Schriften.
Helvetische Schulmeister- B i bli o t hc k,

allen S ch u l l e h r er n u » d Freunden
d e s S ch u l w e se n 6 gewidmet, v o n Io h.-

Rudolf Stein müller, Pfarrer in
G aiß, u n d M i t gli e d d e s E r z i e h u n g S---

raths vom Canton Sentis. Erstes
B à n d ch en. 8. S t. G alle n, b. H u b e r u.
C o m p. S. z?6.

Die Ankündigung und den Plan dieser Zeitschrift ha.
den wir bereits in N. 56 des N- Republik. S. 264)
mitgetheilt. Der durch mehrere trcfliche Schulfchriftew
bereits bekannte Herausgeber, möchte durch dieselbe im»
sere Schullehrer auf die Wichtigkeit ihres Amtes immer
mehr aufmerksam machen, ihnen Lust und Trieb M
immer gewissenhafterer Erfüllung ihre? Pflichten ein--
flössen, und ihnen zugleich gutgemeinte und bewährt^
Rathschläge ertheilen, wie sie ihre Bestimmung am'
sichersten und besten erreichen können: Er bittet darum
alle Freunde des schweizerischen Erziehnngswesens, theils '

zu Verbreitung seiner Schrift das ihrige beyzutragen,-
theils ihm ihre Bedanken, Pläne, Vorschläge und N-wl>-
richten, das Schulwesen'betreffend, zum Behufe seiner--'

Bibliothek mitzutheilen Während dem Abdruk die.-
ses ersten Bündchens, sind Umstände vorgefallen j die den'

Herausgeber bcwogen, seinen Plan zu erweitern : er solU

nun nicht mehr das untere Schulwesen allein befassen,'

sondern sich auch über die höheren Schul - und Erzie,-
hungöanstalten ausdehnen, und in Zukunft den Nanienä
helvetische Schullchrerbibliothek tragen, von der WM
jährlich ein Bánìchcn erscheinen wird.
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